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Thema der Woche:

Vier gute Jahre für Deutschland
Unions-Fraktion zieht Bilanz ihrer Arbeit und blickt mit Zuversicht in den Herbst

In der letzten regulären Sitzungswoche des
Deutschen Bundestages vor der Wahl im
Herbst zieht die CDU/CSU-Fraktion Bilanz ih-
rer Arbeit in der großen Koalition. Über vier
Jahre hat die Union und die von Angela Merkel
geführte Bundesregierung in der großen Koali-
tion wieder politische Verantwortung für unser
Land getragen. Gerade das vergangene Jahr
mit der größten Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise seit dem Zweiten Weltkrieg hat uns viel
abverlangt. Sie hat uns zu vielen Entscheidun-
gen in unserer Politik gezwungen, von denen
wir selbst noch vor zwei Jahren nicht gedacht
hätten, dass sie jemals notwendig werden
würden. Wir alle hätten uns gewünscht, das
Ende der Legislaturperiode weniger stürmisch
zu erleben.

Und trotz der Krise: Wenn wir zurückblicken,
können wir sagen: Es waren vier gute Jahre,
die unser Land in vielen Bereichen nach vorne
gebracht haben. Deutschland hat wieder er-
heblich an wirtschaftlicher Stärke gewonnen
und ist der attraktivste Wirtschaftsstandort in
Europa. Zugleich ist Deutschland zu einem
kinderfreundlicheren Land geworden. Innere
und äußere Sicherheit sind bei uns in guten
Händen. In Europa und der Welt sind wir zu-
dem wieder ein verlässlicher und viel geachte-
ter politischer Partner und Freund.

Diese positive Rückschau lässt uns kraftvoll
in die Bundestagswahl ziehen: Die Union star-
tet mit Rückenwind in den Herbst. Der Sieg bei
der Europawahl hat gezeigt: Eine bürgerliche
Regierung ist möglich. Angela Merkel ist so
beliebt wie kein Bundeskanzler vor ihr. Die
Bevölkerung traut CDU und CSU die Lösung
der anstehenden Probleme weit eher zu als
der SPD. Wir haben daher alle Chancen, nach
der Bundestagswahl im September eine Re-
gierung zusammen mit der FDP zu bilden.

Wir wissen aber auch, dass die Wahl noch
nicht gewonnen ist. Vor uns liegen jetzt drei
Monate, in denen es darum geht, noch mehr
Bürgerinnen und Bürger für unsere politischen
Vorstellungen zu gewinnen. Mit ihrem Wahl-
programm geben CDU und CSU klare Antwor-
ten, wie wir unser Land aus der Krise führen
und wieder auf Wachstumskurs bringen wol-
len. Zentral ist unser Versprechen, die Bürge-
rinnen und Bürger durch Steuersenkungen zu
entlasten. Nur durch Leistung können wir ge-
stärkt aus der Krise hervorgehen.

Darum ist es richtig, den Leistungsträgern
durch Steuersenkung Anreize zu geben und
Leistung zu fördern. Steuererhöhungen wären
dagegen Gift für die Konjunktur. Deshalb ha-
ben CDU und CSU am Sonntag solchen Vor-
schlägen eine klare Absage erteilt. Entlastung
der Leistungsträger, nicht neue Belastungen
sind der Weg zu mehr Wachstum und Be-
schäftigung. Deshalb können wir am Ziel eines
ausgeglichenen Staatshaushalts festhalten.
Wir haben in dieser Legislaturperiode gezeigt,
dass Wachstum und die Bekämpfung des
Haushaltsdefizits kein Widerspruch sind. 2008
haben wir zum ersten Mal seit rund zwanzig
Jahren wieder einen ausgeglichenen Gesamt-
haushalt vorgelegt. Wachstum ist das beste
Mittel zur Konsolidierung der Staatsfinanzen.

Die Bürgerinnen und Bürger haben am 27.
September die Wahl: Soll Deutschland von
einem Linksbündnis unter Führung der ausge-
laugten und ideenlosen SPD regiert werden
oder soll Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre
erfolgreiche Arbeit fortsetzen und unser Land
in einer Koalition aus CDU/CSU und FDP si-
cher aus der Krise führen? Diese Wahl ist eine
entscheidende Weichenstellung für die Politik
des kommenden Jahrzehnts. Wir werden kraft-
voll dafür kämpfen, diese Weichen richtig zu
stellen. Bitte helfen SIE mit!
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Vertrag von Lissabon verfassungsgemäß
Das Bundesverfassungsgericht hat in dieser
Woche die Klagen gegen den Vertrag von
Lissabon zurückgewiesen. Er ist damit mit
dem Grundgesetz vereinbar. Der Zweite Se-
nat formulierte jedoch die Auflage, die par-
lamentarische Beteiligung am Erlass europä-
ischer Vorschriften im Rahmen des Begleit-
gesetzes noch weiter zu stärken. Wir werden
deshalb noch vor der Sommerpause ein ver-
ändertes Gesetz vorbereiten, das vom Bun-
destag voraussichtlich am 26. August in ers-
ter Lesung beraten und dann am 8. Septem-
ber 2009 beschlossen wird, damit die Ratifi-
kationsurkunde nach der Ausfertigung durch
den Bundespräsidenten rechtzeitig hinterlegt
werden kann.
Wir begrüßen die Entscheidung des Ge-
richts. Das wegweisende Urteil wird seine
Bedeutung in ganz Europa entfalten. Die Er-
gebnisse der zugrunde liegenden Prüfung
des Vertrages räumen die Vorbehalte aus,
dass der Vertrag von Lissabon die Bedeu-
tung der Nationalstaaten in der EU erodieren
würde. Vielmehr verbleibt nach wie vor die
Integrationsverantwortung bei den nationalen
Parlamenten.
Es ist zudem ein wichtiges Signal, dass das
Bundesverfassungsgericht sich selbst eine
stärkere Kontrollfunktion zugewiesen hat und
auch künftig darüber wachen wird, dass die
Institutionen der EU nicht ersichtlich ihre ein-
geräumten Kompetenzen überschreiten. Un-
ter diesen Prämissen ist der Weg für die
endgültige Ratifizierung des Vertrags von
Lissabon frei. Wir sind zuversichtlich, dass
sich die Autorität dieses Urteils förderlich auf
die noch ausstehenden Ratifikationsverfah-
ren in Irland, Tschechien und Polen auswir-
ken wird, so dass die EU ab 2010 auf einer
neuen Vertragsgrundlage arbeiten kann.

Nachtragshaushalt beschlossen
In dieser Woche stand in zweiter und dritter
Lesung das Zweite Nachtragshaushaltsge-
setz 2009 zur Verabschiedung an, das auf-
grund der Auswirkungen der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise notwendig ge-
worden ist. Die Krise wird in diesem Jahr zu
einem erwarteten Rückgang des Bruttoin-
landsprodukts von real 6 Prozent führen. Die
tiefe Rezession führt nach der Steuerschät-
zung zu geringeren Steuer- und Beitragsein-

nahmen und zu höheren Arbeitsmarktbelas-
tungen. Die entstehende Lücke im Bundes-
haushalt von 10,7 Milliarden Euro kann nur
durch eine höhere Neuverschuldung finan-
ziert werden. Sie steigt mit dem Nachtrag
von bisher 36,9 Milliarden Euro auf 47,6 Mil-
liarden Euro.

Merkel für globale Finanzmarktverfassung
Vor dem G8-Gipfel im italienischen L′Aquila, 
der vom 8. bis 10. Juli 2009 stattfindet, hat
Bundeskanzlerin Angela Merkel am Don-
nerstag im Bundestag im Rahmen einer Re-
gierungserklärung erneut auf eine neue
weltweite Finanzmarktverfassung gedrun-
gen, um eine ähnliche Krise in Zukunft zu
vermeiden. Die Bundeskanzlerin will gleiche
Kriterien bei der Arbeit der Finanzaufsicht in
der Europäischen Union und den Vereinigten
Staaten.
Merkel sprach sich dafür aus, international
noch stärker zusammen zu arbeiten. Bei we-
sentlichen Entscheidungen sollten zukünftig
die Schwellenländer einbezogen werden.
Das G-8-Format reiche als Forum für Ge-
spräche über die Zukunft der Weltwirtschaft
nicht mehr aus. G-20 sollte nach Ansicht
Merkels das Format sein, das wie ein über-
wölbendes Dach die Zukunft bestimme. Die
G-20 besteht aus 19 Staaten und der Euro-
päischen Union, In der G-20 erwirtschaften
zwei Drittel der Weltbevölkerung rund 90
Prozent des weltweiten Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) und bestreiten 80 Prozent des
Welthandels.

BND-Untersuchungsausschussergebnis
In dieser Woche nahmen wir den Bericht des
BND-Untersuchungsausschusses zur Kenn-
tnis. Deutlich wurde, dass die SPD sich zwar
ihr „Nein“ zum Irak-Krieg im Wahlkampf 2002
auf die Fahnen schrieb, im Geheimen jedoch
den Luftkrieg der Amerikaner unterstützt hat.
Die Leugnung der früheren rot-grünen Bun-
desregierung, am Irak-Krieg beteiligt gewe-
sen zu sein, wurde durch den Nachweis ei-
ner indirekten Beteiligung enttarnt.

Zitat
„Irren ist menschlich, aber immer irren ist
sozialdemokratisch.“
(CSU-Chef Horst Seehofer am Montag beim
Unions-Wahlkongress in Berlin)


